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In Sachen

Verkündet

am 210 Oktober 1958

Klägerin und Revisionsklägerin9

gegen

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 2° Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom

210 Oktober 1958 für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Baden—

Württemberg vom 25° Januar 1956 wird inso—
weit aufgehoben, als die Berufung der

Klägerin gegen das Urteil des Sozial—

gerichte Ulm vom ll° Juni 1954 zurück—

gewiesen worden ist„

Die Beklagte wird verurteilt, der Klägerin

aus Anlaß des tödlichen Unfalls ihres Sohnes

Josef Prestel die gesetzliche Elternrente

zu gewähren°

Die Beklagte hat der Klägerin die außer—

gerichtlichen Kosten des Verfahrens zu

erstatten„
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Die Klägerin ist die Mutter des im Alter von 30 Jahren tödlich

verunglückten Bauhilfsarbeiters Josef PxxxXxxo Dieser hatte am
19° Mai 1953 am Wasserwerk in Friesénhofen (Kreis Lindau) mit

mehreren Arbeitskameraden über den.gewöhnlichen Arbeitsschluß

hinaus bis l9„15 oder l9‚3o Uhr gearbeitet° Als Belohnung hier—

für ließ der Maurerpolier in einer nahegelegenen Gastwirtschaft

jedem der Arbeiter zwei Glas Bier zukommen° Der Aufenthalt in

der Gastwirtschaft dauerte bis etwa 21 Uhr° Zwischen 21 und
21„30 Uhr trat Pxxxxxk mit dem Motorrad den Weg nach seinem

13 km entfernten Wohnort Maierhöfen an. Nachdem er etwa die

'Hälfte der Strecke zurückgelegt hatte, fuhr er in einer Kurve

gegen
einen Baum und war sofort tot° Nach dem Stand der be—

schädigten Armbanduhr ereignete sich der Unfall um 22 Uhr°
Daraus9 daß Pxxxxxx für eine Wegstrecke von 6 km mehr als eine

halbe Stunde gebraucht und eine nasse Badehose im Rucksack

hatte, hat das Landessozialgcricht (LSG„) den Schluß gezogen,
daß er den Heimweg um etwa eine viertel Stunde unterbrochen

und in einem Weiher gebadet habe°

Den Anspruch der Klägerin auf Elternrente lehnte die Beklagte
durch Bescheid vom llo Dezember 1953 ab, weil der Weg, auf dem

PXxxxxx verunglückte, nicht als Heimweg von der Arbeit anzusehen

sei und außerdem die gesetzlichen Voraussetzungen für die Ge-
Währung der Blternrente nicht vorlägen° '

Die hiergegen gerichtete Klage hat das Sozialgericht (SGO) Ulm
durch Urteil vom ll. Juni 1954 abgewiesen. Es hat die Klägerin

nicht als bedürftig im Sinne des @ 593 der Reichsvcrsicherungs—

ordnung (RVG) angesehen; die Frage, ob ein Arbeitsunfall vor—

liegt, hat es unentschieden gelasseno

Auf die Berufung der Klägerin hat das LSG„ Baden—Württemberg

durch Urteil vom 250 Januar 1956 das erstinstanzliche Urteil

und den Bescheid der Beklagten aufgehoben„ Es hat die Beklagte
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verurteilt, den tödlichen Unfall des Sohnes der Klägerin als

Arbeitsunfall anzuerkennen und ihr das gesetzliche Sterbe—

geld zu gewähren. Die Elternrente hat es ihr mit folgender

Begründung versagt: Die Klägerin sei zwar wesentlich aus dem

Arbeitsverdienst ihres Sohnes unterhalten worden; denn die—

ser habe ihr seinen gesamten Arbeitslohn von 278‚—— DM monat—

lich überlassen und dafür Beköstigung und Bekleidung im Werte

von lOO‚—- DM monatlich erhalten° Die Klägerin sei jedoch

nicht bedürftig° Als Bemessungsgrundlage für die Bedürftig—

keit im Sinne des @ 595 RVG seien die Fürsorgerichtsätze ver—
gleichsweise heranzuziehen° Hiernach wären im Zeitpunkt des

Unfalls für die Klägerin und ihren dritten Ehemann Lei-

stungen der Fürsorge — einschließlich der üblichen Beihilfen —
in Höhe von lOl‚—— DH monatlich in Betracht gekommen° Das

tatsächliche Einkommen der Eheleute habe aber wesentlich

mehr„ nämlich 139‚50 DM monatlich betragen° Es habe sich wie

folgt zusammengesetzt:

Einkünfte aus einer kleinen Landwirtschaft

(42 ar Eigenland und 25 ar Pachtland)
mindestens

V
50‚—— DM

Verdienst aus einem Flaschenbierhandel lG,-— "
Unterstützung durch den zweitehelichen

Sohn Xaver Handermann 209__ "

&
Invalidenrente des dritten Ehemannes ' _91 1:_1

157,-— DM
’abzüglich Zinsen für ein zur Reparatur des

kleinen Wohnhauses aufgenommenes Darlehn

von 5000‚—— DM _;1ngmf_

' 159950 DM

Das LSG„ hat die Revision zugelassen wegen der grundsätz—

lichen Bedeutung der Frage, ob bei den festgestellten Ein—

künften Bedürftigkeit im Sinne des @595 RVGvorliegt„

Das Urteil ist der Klägerin am 20° Februar 1956 zugestellt

werden. Sie hat hicrgegen am.l4„ März 1956 Revision einge—
legt und diese am 4„ April 1956 unter Hinweis auf die Ent—
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scheidung des erkennenden Senats vom 22° August 1955 (BSG. l
s„ 184) begründet. Sie führt aus: Das LSG° habe den Begriff der
Bedürftigkeit verkennt, indem es ihn der fürsorgerechtlichen

Hilfsbedürftigkeit gleichgesetzt habe° Bei richtiger Auslegung
des Gesetzes hätte es die Klägerin bei einem Einkommen von

139950 DM für zwei Personen als bedürftig ansehen müssen° Außer—

dem habe das LSG° bei der Errechhung des Einkommens der Klägerin
erhebliche laufende Unkosten (Heus— und Grundsteuer, Kirchen—

steuer? Brandversicherungsbeitrag, Umsatzsteuer, Mobiliar - und

Feuerversicherung, Kranken— und Sterbeversicherung, Haftpflicht—

versicherung und Kaminkehrerlohn) im Gesamtbetrage von 293,60 DM

jährlich unberücksichtigt gelassen„

Die Klägerin beantragt9

in Änderung des angefochtenen Urteils das Urteil des
SG„ und den Bescheid der Beklagten auch hinsichtlich

der Ablehnung der Elternrente aufzuheben sowie die

Beklagte zu verurteilen‚ der Klägerin infolge des
tödlichen Arbeitsunfalls ihres Sohnes Josef Prestel

vom 19„ Mai 1953 die gesetzliche Elternrente zu ge—
währenc

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Sie bezieht sich auf ihr Vorbringen in den beiden Vorinstanzen

und vertritt die Auffassung? daß auch unter Zugrundelegung der
—angeführten Entscheidung in BSG. 1 8° 184 die Klägerin nicht

als bedürftig anzusehen seia

II

Die vom LSG° zugelassene Revision (Ziff° 5 des erkennenden Teils

des Urteils) ist nach 5 162 Abs° 1 Nr(, 1 des Sozielgerichts—

gesetzes (SGG) statthaft, sie ist auch form— und fristgerecht

eingelegt, älso zulässig. Die Revision ist auch begründet°
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Das Urteil des LSG° ist insoweit rechtskräftig geworden, als

die Beklagte für verpflichtet erklärt worden ist, der

Klägerin aus Anlaß des tödlichen Arbeitsunfalls ihres Sohnes

Josef P)xxXXx das gesetzliche Sterbegeld zu gewähren; in der

Revisionsinstanz War nur noch über den Anspruch der Klägerin

auf Elternrente zu entscheiden° Der Anspruch setzt in erster

Linie voraus, daß der Unfall vom 19° Mai 1953 ein Arbeits—

unfall im Sinne des Gesetzes war° Diese Voraussetzung hat

das LSG° zwar schon geprüft und bejaht, indem es die ausge—

sprochene Verpflichtung zur Gewährung des gesetzlichen

Sterbegeldes mit dem Vorliegen eines Arbeitsunfalls be—
gründet hat; der Ausspruch hierüber ist jedoch nicht selb—

ständig in Rechtskraft erwachsen, sondern nur in Bezug auf

die Rechtsfolge, daß das gesetzliche Sterbegeld zu gewähren

ist (vgl° Rosenberg, Lehrbuch des deutschen Zivilprozeß-

rechts, 70 Aufl„‚ S, 719 bis 721; Brackmann, Handbuch der

Sozialversicherung, Bd, 1 S„ 256 f; vgl° auch BSC—°5 SO 96

159,1097)„ Anders wäre es allerdings, wenn das LSG—°eine
gesonderte, für sich allein der Rechtskraft fähige Fest—

stellung getroffen hätte, daß Josef IXXXiXX einen Arbeits—

unfall erlitten hat° Eine solche Feststellung liegt nur
scheinbar darin, daß es in dem erkennenden Teil des ange—
fochtenen Urteils heißt: "Die Beklagte wird verurteilt,

den Tod des am 19, Mai 1953 verunglückten Sohnesder Klä-

gerin, Josef Pxxxxxx als Arbeitsunfall anzuerkennen und
der Klägerin das gesetzliche Sterbegeld zu gewähren‚" Der

Ausspruch über das Vorliegen eines Arbeitsunfalls ist nach

der Auffassung des Senats lediglich im Sinne einer Be—

gründung für die Verpflichtung zur Zahlung des Sterbe—

geldes aufzufassen. Für eine gesonderte Feststellung in

dem oben angeführten Sinne lag weder ein Anlaß, insbe—

sondere kein Antrag der Klägerin vor, noch war hierfür

ein berechtigtes Interesse im Sinne des 5 55 Abso 1 SGG
gegeben. Hinsichtlich des Anspruchs auf Elternrente mußte

der Senat daher erneut prüfen, ob ein Arbeitsunfall vor—
liegt,
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Diese Frage hat er in Übereinstimmung mit dem LSG„ bejaht. Das
LSG. ist in rechtlich zutreffender Weise zu dem Ergebnis gelangt9

durch den 1 V2—stündigen Aufenthalt in der Gastwirtsehaft9 welcher

nach der besonders langen Arbeitszeit dem Bedürfnis der Arbeiter
nach Erholung und Erfrischung gedient habe, sei der Versicherungs—

schutz für den Heimweg nicht in Frage gestellt worden° Weiter hat

es ohne Rechtsirrtum angenommen, daß der ursächliche Zusammenhang

des Heimwegs mit der versicherten Arbeitstätigkeit auch nicht durck

die kurze Unterbrechung zum Zwecke des Badens endgültig gelöst
wurde; Der Unfall des Sohnes der Klägerin stand daher, was die

Beklagte im übrigen nicht in Zweifel gezogen hat, als Wegeunfall

im Sinne des 5 543 Abs„ 1 Satz 1 EVO unter dem Schutz der gesetz—

lichen Unfallversicherungo

Nach 5 593 RVGhat die Klägerin als Mutter des Verstorbenen
Anspruch auf Elternrente, wenn sie aus dessen Arbeitsverdienst

wesentlich unterhalten werden und nach dem Wegfall dieser Unter—

stützung bedürftig ist} Das LSG° hat angenommen9 daß die An—

spruchsvoraussetzung des wesentlichen Unterhalts gegeben sei9

weil der Arbeitsverdienst des Sohnes Josef Pxxxxxx in Höhe von

l78,—— IM monatlich dem Haushalt der Klägerin und der Reparatur

des alten Wohnhauses zugute gekommen sei und im Verhältnis zu

den sonstigen Einnahmequellen der Klägerin einen erheblichen

Teil des für den Unterhalt benötigten Gesamtaufwandes ausgemacht

habe„ Gegen diese Annahme bestehen im Ergebnis keine Bedenken„

Das LSGO hat jedoch außer acht gelassen, daß die gesetzlichen

Voraussetzungen des wesentlichen Unterhalts und der Bedürftig—

keit in einem gewissen Zusammenhang stehen° Ein Versicherter hat

Verwandte der aufsteigenden Linie nicht schon dann wesentlich

unterhalten, wenn er ihnen eine Unte15tützung hat zukommen lassen,

die im Verhältnis zu ihrem sonstigen Einkommen erheblich ist;

vielmehr verlangt das Gesetz nach allgemeiner Auffassung‚ daß

gerade die Unterstützung durch den Versicherten dem Rentenbe—

werber über den Zustand der Bedürftigkeit hinweggeholfen hat

und der Wegfall der Unterstützung diese auskömmliche Lebens-

haltung gefährdet (vgl. Brackmann a„a00„‚ S„ 590 a und b mit

weiteren Nachweisen; Lauterbach, Unfallversicherung, 2. Aufl„,
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5 595 RVG, Ann, 2; Vellmar, Soz.Vers° 1950 S, 282)° Deshalb

läßt sich das Merkmal des wesentlichen Unterhalts erst ab—

schließend beurteilen, nachdem die Frage der Bedürftigkeit

geprüft ist°

Das LSG° hat — ebenso wie das SG° — die Bedürftigkeit der

Klägerin zu Unrecht verneint° Der erkennende Senat hat be—

reits in seinem Urteil vom 22, August 1955 (BSG, 1 S° 184)

entschieden, daß es sich bei der Bedürftigkeit im Sinne des

@ 595 RVO um einen sogenannten unbestimmten Rechtsbegriff

handelt und daß die Fragen, was unter diesem Begriff zu ver—

stehen ist und ob er bei seiner Anwendung auf den festge—

stellten Sachverhalt verkannt werden ist, der Nachprüfung

durch die Gerichte unterliegen, Weiter hat der Senat in der
angeführten Entscheidung ausgeSprochcn, daß Bedürftigkeit

im Sinne des @ 595 RVG nicht gleichbedeutend ist mit der

vom LSG° weitgehend als Bewertungsgrundlage herangezogenen

fürsorgerechtlfchen Hilfsbedürftigkeit, daß vielmehr Bedürf—

tigkeit vorliegt, wenn und solange der Rentenbewerber nicht

in der Lage ist, sich einen einigermaßen auskömmlichen Lebens—

unterhalt zu verschaffen; dieser übersteigt den "notwendigen

Lebensunterhalt", an welchem die Fürsorgerichtsätze gemessen
sind, An dieser, von der Beklagten im Grundsätzlichen nicht

angegriffenen Rechtsprechung, die unter Ablehnung bestimmter

Sätze Raum läßt, die Eigenart des Einzelfalles zu berück—
sichtigen, hält der Senat fest° Hiernach ist die Klägerin

auch dann als bedürftig anzusehen, wenn man die Rüge der
Revision außer acht läßt, das LSG° habe erhebliche laufende

Aufwendungen der Klägerin nicht berücksichtigt und somit ihr

Einkommen zu hoch bemessen, Als maßgebenden Zeitpunkt, für

den das Einkommen der Klägerin zu ermitteln ist, hat das

LSG, mit Recht und in Übereinstimmung mit der Auffassung im

Schrifttum den Tag des Unfalls angesehen (vgl, RVG—Mitgl°

Komm„ @ 595, Anm, 5; Schulte—Holthausen, Unfallversicherung,

4, Auflo, @ 595 Anm, 6; Lauterbach aoa,Oo, @ 593 Anm° 5;

Brackmann a,a00„ Bd, II 30 590 b), Es hätte jedoch nicht
von dem Einkommen der Ehegatten, sondern von demjenigen der

Klägerin ausgehen müssen, weil nur sie mit dem verstorbenen
Josef Pxxxxxx in aufsteigender Linie verwandt ist, nicht

..8‚..
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aber ihr — inzwischen verstorbener — dritter Ehemann (vgl° für das

Gebiet der Kriegs0pferversorgung die Rechtsprechung des BSG° zu

55 50, 51 eve: BSG°4 3° 165 und 5 3° 293; BSG.in SozR„BVG@50
Bl° Ca 3 Nr° 7)° Nach den vom LSG° getroffenen Feststellungen hatte
die Klägerin aus der Landwirtschaft, einem Flaschenbierhandel' und

durch Zuwendungen ihres Sohnes Xaver Hxxxxxxxxx ein Einkommen von

30 + 16 + 20 _ 17,50 = 48,50 DM„Außerdemstand ihr möglicherweise
ein Unterhaltsanspruch bzw° ein Anspruch auf einen Beitrag zum
gemeinschaftlichen Unterhalt der Ehegatten gegen ihren dritten Ehe—

mann zu. Obwohl dieser nur eine Invalidenrente von 9l,—— thbezog‚
läßt sich nicht ausschließen, daß er sowohl nach der früheren

Fassung des 5 1360 BGB als auch nach der Fassung des Gleichberech—
tigungsgesetzes vom 18° Juni 1957 (BGBl° I S„ 609) der Klägerin

gegenüber teilweise unterhaltspflichtig warn In welcher Höhe ein

solcher Unterhaltsanspruch bestand, brauchte nicht geprüft zu
werden° Selbst wenn man annimmt, daß der Ehemann trotz seines hohen

Alters von 77 Jahren verpflichtet war, die Invalidenrente mit der

Klägerin in der Weise zu teilen, daß jedem der Ehegatten die Hälfte

des Gesamteinkommens zustand‚ so würde das hiernach der Klägerin

zur Verfügung stehende Einkommen von (48,50 + 91) : 2 = 69975 deren

Bedürftigkeit begründen° Hierbei hat der Senat angemessen berück—
Sichtigt‚ daß sich die Lebenshaltung der Klägerin dadurch wesent—

lich wirtschaftlicher gestalten ließ, daß diese nicht als Allein—

stehende auf den Betrag von 69,75 DM angewiesen war, vielmehr in

einem gemeinsamen Haushalt mit ihrem Ehemann lebte? der über den

gleichen Einkommensbetrag von 69975 DM verfügte„ Trotzdem war das

Einkommen der Klägerin — auch unter den gegebenen ländlichen Ver—

hältnissen - nach der Auffassung des Senats nicht so hoch9 daß sie

in der Lage gewesen wäre, sich einen einigermaßen auskömmlichen

Lebensunterhalt zu verschaffeno

Ist die Klägerin somit als bedürftig anzusehen9 so folgt daraus„ daß

der Lohnanteil von l78‚—— DM, den Josef P;:xxxxx vor seinem Unfall
allmonatlich der Klägerin überließ, ihr über den Zustand der Be—

dürftigkeit hinweggeholfen hat° Josef Pxxxxxxhat seine Mutter also

aus seinem Arbeitsverdienst wesentlich unterhalten° Die Anspruchs—

voraussetzung der wesentlichen Unterhaltung wird nicht dadurch in

Frage gestellt, daß das LSG. nicht im einzelnen geklärt hat, welche

Teilbeträge auf den Unterhalt der Eheleute und welche auf die Repa—

ratur des Wohnhauses entfielen° Im Hinblick auf die Höhe der Zu—

_ 9 _
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wendung von 178,—— DM konnte das LSG° ohne Bedenken zu der

Feststellung gelangeng daß ein dem Betrage nach ins Gewicht

fallender.und im Verhältnis zu dem sonstigen Einkommen der

Klägerin wesentlicher Teilbetrag ihrem Unterhalt diente; daß

der Unterhalt des Verwandten u b e r w i e g e n d aus der

Unterstützung durch den Versicherten bestritten wird‚ verlangt

das Gesetz9 wie auch das LSG° ausgeführt hat? nicht (vgla

Brackmann a„a„O„, so 590 a; Lauterbach a°aooo‚ 5 595 RVG
Anm° 2)„ Da die Klägerin scmit gegen die Beklagte einen An—
spruch auf Elternrente hat‚ ist die Revision begründet°

Nach @ 170 Abs° 2 SGG konnte das Bundessozialgericht, da

keine weiteren tatsächlichen Feststellungen zu treffen sind?

in der Sache selbst entscheideno Soweit das LSG° die Be—

rufung der Klägerin gegen das Urteil des SG° Ulm vom
ll° Juni 1954 zurückgewiesen hat7 mußte das angefochtene

Urteil aufgehoben und die Beklagte antragsgemäß verurteilt

werden9 der Klägerin aus Anlaß des tödlichen Unfalls ihres

Sohnes Josef F '» ' die gesetzliche Elternrente zu gewähreno

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 see„
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